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R e i s e r e c h t
Anspruch auf Erstattung der Kosten für 
Ersatzbeförderung trotz anderen Abflug-​
orts und höherwertige Sitzklasse
Ein Anspruch auf Erstattung der Kosten für 
eine Ersatzbeförderung gemäß Art. 8 Abs. 2 
b) Fluggastrechteverordnung (VO) ist nicht 
dadurch ausgeschlossen, dass der Flug von 
einem anderen Ort startet und eine höher-
wertige Sitzklasse aufweist. Voraussetzung 
ist, dass keine anderen Flugmöglichkeiten 
bestehen. Dies hat das Landgericht Köln 
entschieden.

Anfang Februar 2020 buchte ein Ehemann 
für sich und seine Frau Flüge von München 
nach Singapur für Ende Februar 2020 und 
Singapur über Frankfurt a.M. nach München 
für Mitte März 2020. Die Sitzplätze waren in 
der Premium Economy Class. Während der 
Hinflug noch planmäßig erfolgte, wurde der 
Rückflug von der Fluggesellschaft annul-
liert. Da der Mann nachfolgend keine wei-
teren Informationen oder gar ein Angebot 
für eine Ersatzbeförderung erhielt, buchte 
er eigenmächtig einen Rückflug bei einer 
anderen Fluggesellschaft. Der Flug ging von 
Phuket über Bangkok nach München und 
wies Sitzplätze in der Businessclass auf. Die 
entstandenen Kosten in Höhe von fast 5.200 
Euro verlangte der Mann von der Flugge-
sellschaft erstattet. Da sich diese weigerte 
zu zahlen, erhob der Mann Klage.
Das Landgericht Köln entschied zu Gunsten 
des Klägers. Ihm stehe gemäß Art. 8 Abs. 
1 b) VO ein Anspruch auf Erstattung der 

Kosten für die Ersatzbeförderung zu. Die 
Annullierung des Rückfluges durch die Be-
klagte und das nicht erfolgte Angebot der 
Beklagten auf zeitnahe Ersatzbeförderung 
stellten eine Pflichtverletzung dar, welche 
die Beklagte zu vertreten habe. Dass der 
Flug von einer anderen Abflugdestination 
ausging und eine höherwertige Sitzklasse 
aufwies, sei unerheblich. Denn es seien kei-
ne anderen Flugmöglichkeiten vorhanden 
gewesen.
Landgericht Köln,
Urteil vom 13.04.2022 – 4 O 440/20 –

W e r k v e r t r a g s r e c h t
Keine Vergütungspflicht für Kosten-
voranschlag
Die Vergütungspflicht für einen Kosten-
voranschlag setzt das Vorliegen einer 
ausdrücklichen und unmissverständ-
lichen Vereinbarung voraus. Eine still-
schweigende Absprache über die Ko-
stenpflicht ist gemäß § 632 Abs. 3 BGB 
regelmäßig ausgeschlossen. Dies hat 
das Amtsgericht Hamburg entschieden.
In dem zugrunde liegenden Fall wurde 
seit dem Jahr 2021 vor dem Amtsge-
richts Hamburg über die Vergütungs-
pflicht für einen Kostenvoranschlag ge-
stritten. Es lag zwar keine ausdrückliche 
Vereinbarung über die Kostenpflicht 
vor, die Klägerin meinte aber die Ver-
gütungspflicht sei angesichts der um-
fangreichen Arbeiten zur Erstellung des 
Kostenvoranschlags zu erwarten gewe-
sen.
Das Amtsgericht Hamburg entschied 
gegen die Klägerin. Ihr stehe kein 
Anspruch auf Vergütung für den 
Kostenvoranschlag zu. Dies hätte das 
Vorliegen einer ausdrücklichen und un-
missverständlichen Vereinbarung über 
die Kostenpflicht vorausgesetzt. Eine 
stillschweigende Absprache über die 
Vergütung gemäß § 632 Abs. 1 BGB sei 
bei einem Kostenvoranschlag regelmä-
ßig nicht anzunehmen, wie sich aus der 
Zweifelregelung des § 632 Abs. 3 BGB 
ergebe. Dies gelte auch dann, wenn die 
Erstellung des Kostenvoranschlags mit 
einem erheblichen Aufwand verbunden 
ist.
Amtsgericht Hamburg,
Urteil vom 26.10.2022 – 49 C 212/21 –

M i e t r e c h t
Fiktiver Schadensersatz wegen unterlas-
sener Schönheitsreparaturen
Nach Beendigung des Mietverhältnisses 
kann der Vermieter fiktiven Schadenser-
satz wegen unterlassener Schönheitsrepa-
raturen verlangen. Ein Schadensersatz auf 
Grundlage eines Kostenvoranschlags ist so-
mit möglich. Dies hat der Bundesgerichts-
hof entschieden.

In dem zugrunde liegenden Fall klagte eine 
Vermieterin nach Beendigung des Mietver-
hältnisses über eine Wohnung im Jahr 2017 
gegen ihre ehemalige Mieterin auf Zahlung 
von Schadensersatz wegen unterlassener 
Schönheitsreparaturen. Der Schadenersatz­
anspruch basierte auf einem Kostenvoran-
schlag eines Malerbetriebs. Sowohl das 
Amtsgericht Kerpen als auch das Landge-
richt Köln gaben der Klage statt. Dagegen 
richtete sich die Revision der Mieterin. Sie 
meinte, die Vermieterin könne keinen fik-
tiven Schadensersatz verlangen.
Der Bundesgerichtshof bestätigte die 
Entscheidung der Vorinstanz. Die Ver-
mieterin könne wegen der unterlassenen 
Schönheitsreparaturen Schadensersatz auf 
Grundlage des Kostenvoranschlags verlan-
gen. Der Anspruch könne mit den für die 
Instandsetzung erforderlichen, aber noch 
nicht aufgewendeten und damit fiktiven 
Kosten bemessen werden.
Bundesgerichtshof,
Urteil vom 10.05.2022 – VIII ZR 277/20 –

R e i s e r e c h t
Kein Anspruch auf Schadensersatz nach 
Diebstahl von Koffern am Flughafen
Flugpassagiere können keinen Schadens-
ersatz von der Betreiberin eines Flughafens 
verlangen, wenn ihre Koffer beim Entladen 
von Personen entwendet werden, die sich 
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fälschlich als Flughafenangestellte ausge-
ben. Dies hat das Landgericht Frankfurt am 
Main entschieden.
Die Kläger waren im Februar 2020 mit 
einem Flug aus Bahrain in Frankfurt ge-
landet. Als ein Mitarbeiter der beklagten 
Flughafenbetreiberin das Gepäck entlud, 
kamen ihm zwei Männer in schwarzen Ho-
sen und gelben Warnwesten zur Hilfe. Sie 
waren mit einem Kleinwagen zum Abfer-
tigungsbereich gefahren, zu dem nur be-
rechtigte Personen Zugang haben. Die bei-
den Männer veranlassten den Mitarbeiter 
der Flughafenbetreiberin, fünf Koffer von 
seinem Gepäckwagen abzuladen und nah-
men sie mit. Die Kläger gaben an, es habe 
sich um ihre Koffer der Marke Louis Vuitton 
gehandelt. Darin hätten sich hochwertige 
Kleidungsstücke befunden. Der Gesamt-
wert habe rund 300.000 Euro betragen. Die 
Kläger hatten das Gepäck nicht gesondert 
versichert.
In einem Urteil aus dem Oktober 2022 hat 
das Landgericht Frankfurt am Main die 
Schadensersatzklage der beiden Passagiere 
gegen die Flughafenbetreiberin abgewie-
sen. Ansprüche nach dem sog. Montrealer 
Übereinkommen hat das Gericht verneint. 
Nach diesem Regelwerk könnten derzeit 
maximal rund 1.600 Euro pro abhanden ge-
kommenen Koffer verlangt werden, jedoch 
nur von einer Fluggesellschaft. Zwar hatte 
die Airline im hiesigen Fall mit der beklag-
ten Flughafenbetreiberin vereinbart, dass 
sie die Beförderung des Gepäcks am Boden 
übernimmt. Das mache die Beklagte jedoch 
nicht zur Luftfrachtführerin im Sinne des 
Montrealer Übereinkommens. Auch ande-
re, der Höhe nach nicht gedeckelte Scha-
densersatzansprüche stünden den Klägern 
nicht zu: Der Vertrag zwischen der Airline 
und der beklagten Flughafenbetreiberin 
über den Transport des Gepäcks am Bo-
den habe keine Schutzwirkung zugunsten 
der Passagiere. Sie seien nicht schutzbe-
dürftig, denn sie hätten bereits gegen die 
Fluggesellschaft einen Anspruch nach dem 
Montrealer Übereinkommen, weil ihnen die 
Koffer am Zielflughafen nicht ausgehändigt 
worden seien. Die Kläger müssten sich also 
nicht gegenüber der Flughafenbetreiberin 
schadlos halten.
Die beklagte Flughafenbetreiberin habe 
auch keine Verkehrssicherungspflichten 
verletzt. So habe sie das Gepäck nicht un-
beaufsichtigt an einem leicht zugänglichen 
Ort herumstehen lassen. Die Diebe ließen 
sich vielmehr die Koffer durch geschick-
te Täuschung des Gepäckfahrers aushän-
digen, der die Koffer zuvor beim Ausladen 
im Blick hatte. Aufgrund dieser unmittel-
baren Kontrolle durch eine Person sei nicht 
ersichtlich, weshalb das Ausladen zusätz-
lich mit Kameras hätte überwacht werden 
sollen. Eine Videoüberwachung hätte den 
Diebstahl auch nicht verhindern können, 
da die Personen sich in Kleidung, Auftreten 
und Ausstattung in die übliche Mitarbei-
terschaft einfügten. Schließlich könne der 
Flughafenbetreiberin auch nicht vorgehal-
ten werden, sie hätte ihren Gepäckmitar-
beiter nicht ordnungsgemäß ausgewählt 
und überwacht.
Landgericht Frankfurt am Main,
Urteil vom 07.10.2022 – 2-28 O238/21 –

S c h a d e n s e r s a t z r e c h t
Volles Schmerzensgeld für Biss-Verlet-
zung beim Streicheln eines Hundes
Das Landgericht Frankenthal hat einer jun-
gen Frau ein volles Schmerzensgeld zuge-
sprochen, nachdem ihr ein Hund in das lin-
ke Ohr gebissen hatte. Die Frau hatte sich 
zuvor zu dem ihr vertrauten Rottweiler-Rü-
den hinuntergebeugt und ihn am Kopf ge-
streichelt. Das hat die Kammer nach den 
konkreten Umständen jedoch nicht als Mit-
verschulden der verletzten Frau gewertet. 
Insgesamt erhielt sie ein Schmerzensgeld in 
Höhe von 4.000 Euro.

Die Frau war zu Besuch bei ihrer Freundin 
und man saß gemeinsam in der Küche. Mit 
dabei war auch der Rottweiler-Rüde des 
Bruders der Freundin, mit dem die junge 
Frau gut vertraut war. Schon oft zuvor hat-
te sie mit ihm ohne Probleme gespielt und 
gekuschelt, doch diesmal schnappte der 
Hund nach ihr und biss ihr in das linke Ohr. 
Die Wunde musste mit zahlreichen Stichen 
genäht werden; die Frau war mehr als eine 
Woche lang arbeitsunfähig und klagt noch 
immer über fortbestehende Schmerzen 
bei Druck- und Kälteeinwirkungen. Der als 
Halter des Rottweilers verklagte Bruder der 
Freundin warf der verletzten Frau vor, sie 
habe den Hundebiss durch ihr Verhalten 
erheblich mitverschuldet. Denn sie habe 
sich zu dem Tier hinuntergebeugt und es 
gestört.
Dem ist die Kammer nicht gefolgt. Sie hat 
zunächst klargestellt, dass ein Hundehalter 
haftet, wenn sein Haustier einen anderen 
Menschen verletzt, auch wenn ihm kein 
falsches Verhalten vorzuwerfen ist. Denn 
die Haftung für ein Haustier, das nicht zur 
Berufsausübung gehalten wird, setzt ein 
Verschulden nicht voraus. Allerdings müsse 
sich der Verletzte im Einzelfall ein eigenes 
Fehlverhalten als Mitverschulden anrechnen 
lassen. Im konkreten Fall konnte ein solches 
nach Ansicht des Richters aber nicht be-
wiesen werden. Die bloße Hinwendung zu 
einem Tier, etwa durch Streicheln oder Um-
armen, könne ein Mitverschulden nicht be-
gründen. Dies gelte jedenfalls dann, wenn 
man das Tier schon eine geraume Zeit über 
kenne und es bisher kein aggressives Ver-
halten gegeben habe.
Landgericht Frankenthal (Pfalz),
Urteil vom 04.11.2022 – 9 O 42/21 –

A r b e i t s e r e c h t
Mitarbeiter dürfen ins Ausland versetzt 
werden
Der Arbeitgeber kann aufgrund seines ar-
beitsvertraglichen Direktionsrechts den Ar-
beitnehmer anweisen, an einem Arbeitsort 
des Unternehmens im Ausland zu arbeiten, 

wenn nicht im Arbeitsvertrag ausdrücklich 
oder den Umständen nach konkludent etwas 
anderes vereinbart worden ist. § 106 GewO 
begrenzt das Weisungsrecht des Arbeitge-
bers insoweit nicht auf das Territorium der 
Bundesrepublik Deutschland. Die Ausübung 
des Weisungsrechts im Einzelfall unterliegt 
nach dieser Bestimmung allerdings einer Bil-
ligkeitskontrolle. Das hat das Bundesarbeits-
gericht entschieden.
Der Kläger ist seit Januar 2018 bei der Beklag-
ten bzw. deren Rechtsvorgängerin - beides 
international tätige Luftverkehrsunternehmen 
mit Sitz im europäischen Ausland - als Pilot 
beschäftigt. Arbeitsvertraglich war die Gel-
tung irischen Rechts und ein Jahresgehalt von 
75.325,00 Euro brutto vereinbart. Aufgrund 
eines von der Beklagten mit der Gewerkschaft 
Vereinigung Cockpit (VC), deren Mitglied der 
Kläger ist, geschlossenen Vergütungstarif-
vertrags verdiente er zuletzt 11.726,22 Euro 
brutto monatlich. Stationierungsort des Klä-
gers war der Flughafen Nürnberg. Der Ar-
beitsvertrag sieht vor, dass der Kläger auch 
an anderen Orten stationiert werden könne. 
Aufgrund der Entscheidung, die Homebase 
am Flughafen Nürnberg Ende März 2020 auf-
zugeben, versetzte die Beklagte den Kläger 
mit Schreiben vom 20. Januar 2020 zum 30. 
April 2020 an ihre Homebase am Flughafen 
Bologna. Vorsorglich sprach sie eine entspre-
chende Änderungskündigung aus, die der 
Kläger unter dem Vorbehalt ihrer sozialen 
Rechtfertigung annahm.
Der Kläger hält seine Versetzung nach Bolo-
gna für unwirksam und hat im Wesentlichen 
gemeint, das Weisungsrecht des Arbeitgebers 
nach § 106 Satz 1 GewO erfasse nicht eine 
Versetzung ins Ausland. Zumindest sei eine 
solche unbillig, weil ihm sein tariflicher Vergü-
tungsanspruch entzogen werde und ihm auch 
ansonsten erhebliche Nachteile entstünden.
Das Bundesarbeitsgericht gab dem Arbeitge-
ber Recht. Die Versetzung entspreche billigem 
Ermessen und halte der Ausübungskontrolle 
stand. Die Versetzung sei Folge der unterneh-
merischen Entscheidung, die Homebase am 
Flughafen Nürnberg aufzugeben. Damit sei 
die Möglichkeit, den Kläger dort zu stationie-
ren, entfallen. Die Beklagte hat das für einen 
solchen Fall in dem mit der Gewerkschaft VC 
geschlossenen Tarifsozialplan vereinbar-
te Verfahren eingehalten. Offene Stellen an 
einem anderen inländischen Stationierungs-
ort gab es nicht, ein Einsatz als „Mobile Pilot“ 
war nicht möglich, eine Base-Präferenz hatte 
der Kläger nicht angegeben, alle am Flugha-
fen Nürnberg stationierten Piloten wurden an 
einen Standort in Italien versetzt. 
Es sei auch nicht unbillig iSd. § 106 Satz 1 
GewO, wenn die Beklagte mit der Versetzung 
verbundene sonstige Nachteile des Klägers, 
der seinen Wohnort Nürnberg nicht aufge-
ben will, finanziell nicht stärker ausgleicht, als 
es im Tarifsozialplan vorgesehen ist.
Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 30.11.2022 – 5 AZR 36/21 –
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